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Bürgerbahn statt Börsenbahn 


A. Problem 

Die Fraktion der PDS hat einen Antrag (Bundestagsdrucksache 14/3784) einge- 
bracht, nach dem die Bundesregierung aufgefordert werden soll, u. a. dafür 
Sorge zu tragen, dass zum Thema Verkehrspolitik eine breite Debatte in der Be- 
völkerung geführt und eine Politik der Verkehrswende verfolgt wird, die von 
den Antragstellern behaupteten nachteiligen Rahmenbedingungen für die 
Schiene im Verkehrssektor verändert werden und der von den Antragstellern 
behauptete Prozess der Zerschlagung und fortgesetzten Aufspaltung der Bahn 
gestoppt wird. Das Schienennetz und die Bahnhöfe sollen in öffentlichem 
Eigentum belassen und das noch bestehende Bundesschienennetz erhalten und 
weiter mit Schienenverkehr betrieben werden. Für den Fall einer möglichen 
Ausgliederung von Schienenbetrieb auf so genannte Nebenstrecken sollen 
Grundbedingungen für mögliche Betreiber formuliert und eingehalten werden. 
Schließlich soll die Bundesregierung dazu aufgefordert werden, dafür Sorge zu 
tragen, dass es bei den Schienenverkehrsunternehmen keinen weiteren Beleg- 
schaftsabbau und keine weitere Verdichtung der Arbeit gibt, es zu einer Wie- 
derbelebung der bahntechnischen Industrie und zur Entwicklung eines attrakti- 
ven Angebots effizienter Schienenfahrzeuge kommt und Mobilitätsbarrieren 
für Menschen mit Behinderungen in allen Bereichen des Schienenpersonenver- 
kehrs systematisch abgebaut und neue Barrieren verhindert werden. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags auf Bundestagsdrucksache 14/3784 im Ausschuss 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion der PDS 

C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 14/3784 abzulehnen. 


Berlin, den 27. April 2001 


Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Eduard Oswald Eduard Lintner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Eduard Lintner 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Bundestags- 
drucksache 14/3784 in seiner 121. Sitzung am 28. Septem- 
ber 2000 an den Ausschuss für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen zur federführenden Beratung und an den 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie, den Ausschuss 
für Gesundheit, den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit und den Ausschuss für Tourismus zur 
Mitberatung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Nach dem Willen der Antragsteller des Antrags auf Bundes- 
tagsdrucksache 14/3784 soll der Deutsche Bundestag ver- 
schiedene Verkehrs- und bahnpolitische Feststellungen tref- 
fen und die Bundesregierung auffordem, u. a. dafür Sorge 
zu tragen, dass zum Thema Verkehrspolitik eine breite De- 
batte in der Bevölkerung und eine Politik der Verkehrs- 
wende verfolgt wird, die von den Antragstellern behaupte- 
ten nachteiligen Rahmenbedingungen für die Schiene im 
Verkehrssektor verändert werden und der von den Antrag- 
stellern behauptete Prozess der Zerschlagung und fortge- 
setzten Aufspaltung der Bahn gestoppt wird, das Schienen- 
netz und die Bahnhöfe in öffentlichem Eigentum belassen 
und damit aus der geplanten Privatisierung herausgenom- 
men werden, das noch bestehende Bundesschienennetz er- 
halten und weiter mit Schienenverkehr betrieben wird. Für 
den Fall einer möglichen Ausgliederung von Schienenbe- 
trieb auf so genannte Nebenstrecken sollen Grundbedingun- 
gen für mögliche Betreiber formuliert und eingehalten wer- 
den. Schließlich soll die Bundesregierung dazu aufgefordert 
werden, dafür Sorge zu tragen, dass es bei den Schienen- 
verkehrsuntemehmen keinen weiteren Belegschaftsabbau 
und keine weitere Verdichtung der Arbeit gibt, es zu einer 
Wiederbelegung der bahntechnischen Industrie und zur Ent- 
wicklung eines attraktiven Angebots effizienter Schienen- 
fahrzeuge kommt und Mobilitätsbarrieren für Menschen mit 
Behinderungen in allen Bereichen des Schienenpersonen- 
verkehrs systematisch abgebaut und neue Barrieren verhin- 
dert werden. 


III. Stellungnahmen der mitberatenden 
Ausschüsse 

1. Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat in 

seiner 47. Sitzung am 14. Februar 2001 mit den Stim- 
men der Mitglieder der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktion der PDS empfohlen, 
den Antrag abzulehnen. 

2. Der Ausschuss für Gesundheit hat in seiner 79. Sitzung 
am 14. Februar 2001 einstimmig bei Abwesenheit der 
Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
auf das Mitberatungsvotum verzichtet. 

3. Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 51. Sitzung am 7. Februar 2001 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Fraktion der PDS empfohlen, den Antrag abzu- 
lehnen. 

4. Der Ausschuss für Tourismus hat in seiner 58. Sitzung 
am 4. April 2001 einstimmig bei Abwesenheit der Frak- 
tion der PDS empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im 
federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

hat die Vorlage in seiner 56. Sitzung am 4. April 2001 bera- 
ten. Er empfiehlt mit der Mehrheit seiner Stimmen gegen 
die Stimmen der Fraktion der PDS, den Antrag abzulehnen. 
Die Ausschussmehrheit weist darauf hin, dass der vorlie- 
gende Antrag Forderungen enthalte, die nicht Angelegen- 
heit des Parlaments, sondern der Deutschen Bahn AG seien. 
Dem Unternehmen dürfe nicht der notwendige unternehme- 
rische Spielraum genommen werden. 

Die Fraktion der PDS besteht auf der Annahme ihres An- 
trags. Sie weist u. a. darauf hin, dass Ausgangspunkt des 
Antrags die Trennung von Netz und Betrieb sei und der An- 
trag die Verbesserung der Rahmenbedingungen zugunsten 
des Vorrangs der Schiene fordere. 


Berlin, den 27. April 2001 


Eduard Lintner 

Berichterstatter 
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